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Gesamtwirtschaftlich verantwortlich handeln – Staatshilfe mit Augenmaß einsetzen 
 
Wir sind erleichtert, dass dank der staatlichen 
Unterstützung mit dem Zulieferungsunterneh-
men „Magna“ ein privater Investor für Opel 
gefunden werden konnte. Damit ist die Gefahr 
gebannt, dass Opel in den Strudel der Insolvenz 
seiner amerikanischen Mutterfirma General Mo-
tors gerät. In einem solchen Fall wären uns die 
Hände gebunden gewesen, sämtliche Entschei-
dungen hätten dem amerikanischen Insolvenz-
verwalter oblegen. Dank der nun gefundenen 
Lösung ist sichergestellt, dass auch die zur Ü-
berbrückung notwendige Staatshilfe ausschließ-
lich zur Sicherung von Arbeitsplätzen in 
Deutschland verwendet wird und kein Geld in 
die USA fließt. Anders als bei Opel standen 
hinter dem Arcandor-Konzern solvente inländi-
sche Investoren, die sich jedoch selbst nicht 
bereiterklärten, die drohende Insolvenz abzu-
wenden. Darüber hinaus war Arcandor bereits 
lange vor Beginn der welt-weiten Finanzmarkt- 
und Wirtschaftskrise in Schieflage geraten, wäh-
rend Opel zum Stichtag, dem 1. Juli 2008, ein 
intaktes Unternehmen mit tragfähigem Ge-
schäftsmodell war. Aus diesen Gründen hat sich 
der Einsatz von Steuergeldern für den Kauf-
hauskonzern verboten. Es kann nicht Aufgabe 
des Steuerzahlers sein, unternehmerische Fehl-
entscheidungen aufzufangen. Es ist eine Illusion 
zu glauben, der Staat und damit der Steuerzahler 
könnte an die Ste lle privater Unternehmer und 
Investoren treten. Die Insolvenz von Arcandor 
gefährdet zunächst nicht den Weiterbetrieb der 
Kaufhäuser und Reisebüros. Vielmehr bietet sie 
eine gute Ausgangssituation für den Einstieg 
privater Investoren. Die Chancen für ein Überle-
ben des Unternehmens und des Erhalts der dor-
tigen Arbeitsplätze sind mit der Insolvenz wei-
terhin gegeben. Bundeskanzlerin Angela Merkel 
und Bundeswirtschaftsminister Karl-Theodor zu 
Guttenberg haben mit ihrem engagierten und 
pragmatischen Vorgehen sowohl bei Opel als 
auch bei Arcandor eine tragfähige Lösung ge-
funden, die den Interessen der Beschäftigten und 

der Steuerzahler gleichermaßen entspricht. 
 
Sieg bei der Europawahl – Kraftvoller Auf-
takt zur Bundestagswahl 
Wir freuen uns über den Erfolg bei der Europa-
wahl und gratulieren allen Europaabgeordneten 
der CDU/CSU, die nun mit kraftvoller Stimme 
in Brüssel die Interessen unseres Landes in Eu-
ropa vertreten werden. Unsere Glückwünsche 
gehen auch an alle unsere Freunde und Partner 
der anderen EVP-Parteien. Es ist gut und wich-
tig, dass die EVP auch weiterhin als mit Abstand 
stärkste Kraft im Europaparlament die Geschi-
cke der Europäischen Union maßgeblich mitges-
talten kann. Das Wahle rgebnis ist nicht nur eine 
Bestätigung der erfolgreichen Arbeit der Union 
in Brüssel, sondern auch unserer bald vierjähri-
gen Arbeit in der Großen Koalition in Berlin. 
Besonders erfreulich ist für uns alle das hervor-
ragende Abschneiden der CSU. Das ist Ansporn 
auch für die kommende Bundestagswahl. Wir 
werden alles daran setzen, uns weiter zu verbes-
sern und mit der FDP zusammen eine bürgerli-
che Mehrheit zu bilden. Das Wahlergebnis zeigt 
deutlich: Die Bürgerinnen und Bürger wissen 
genau, wer auch in schweren Zeiten ihre Interes-
sen vertritt und gute Politik für unser Land 
macht, statt den Wahlkampf vorzeitig zu eröff-
nen. Die SPD und ihr Kanzlerkandidat Stein-
meier sind zu Recht mit ihrem Versuch geschei-
tert, sich durch Angriffe auf die Kanzlerin und 
den Bundeswirtschaftsminister zu profilieren, 
statt gewissenhaft und sachorientiert ihre Arbeit 
in der Bundesregierung zu leisten. Versuchen, 
die Gesellschaft zu spalten und mit populisti-
schen Versprechen auf Stimmenfang zu gehen, 
haben die Wählerinnen und Wähler eine klare 
Abfuhr erteilt. Wir verstehen dieses Wahlergeb-
nis als Aufforderung, weiterhin mit ganzer Kraft 
daran zu arbeiten, die aktuelle Wirtschaftskrise 
so schnell wie möglich zu über-winden und un-
ser Land gestärkt in die Zukunft zu führen.  
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Andenken an den Volksaufstand vom 17. Juni 
1953 ehrenvoll bewahren  
Vor 56 Jahren begann mit Streiks und Demonst-
rationen der Aufstand gegen die SED-Diktatur. 
Am 17. Juni 1953 schlossen sich im ganzen 
Land über eine Million Menschen den Protesten 
an und forderten den Rücktritt der Regierung 
und freie Wahlen. Nur mit massivem Einsatz 
von Polizei und sowjetischer Armee konnten die 
sozialistischen Machthaber den Aufstand nieder-
schlagen. Mindestens 55 Menschen wurden von 
Volkspolizisten und Rotarmisten erschossen. In 
den Tagen nach der Niederschlagung des Auf-
standes wurden mehr als 6.000 Personen verhaf-
tet und zu teilweise hohen Haftstrafen verurteilt. 
Sieben von ihnen wurden hingerichtet. Der 17. 
Juni 1953 war die bis dato größte Freiheitsbe-
wegung der deutschen Geschichte. Vor aller 
Welt demonstrierte die ostdeutsche Bevölkerung 
ihren Mut und Widerstand gegen die sozialisti-
schen Unterdrücker. Gleichzeitig zeigte er, dass 
der Sozialismus nur mit Gewalt und gegen den 
Willen der Bevölkerung durchgesetzt werden 
konnte. Wenn die Linkspartei heute „Freiheit 
durch Sozialismus“ fordert, zeigt das nicht nur 
die Geschichtsvergessenheit dieser Partei, son-
dern offenbart auch, dass sie bis heute einer 
veralteten Ideologie anhängt, die nicht Freiheit, 
sondern Zwang und Unterdrückung bedeutet. 
Wir gedenken in dieser Woche der Teilnehmer 
und Opfer des Aufstandes. Ihr Andenken mahnt 
uns, jegliche Form des Totalitarismus entschie-
den zu bekämpfen. 
 
Bürger entlasten – Kaufkraft in der Krise 
stärken  
Mit dem Bürgerentlastungsgesetz, das den Bür-
gerinnen und Bürgern Entlastungen von über 
neun Milliarden Euro jährlich bringt, unterstüt-
zen wir die Vielzahl der Leistungsträger in unse-
rer Gesellschaft. Ab kommendem Jahr können 
sie ihre Aufwendungen für die Krankenversiche-
rung steuerlich geltend machen. Damit folgen 
wir der Aufforderung des Bundesverfassungsge-
richts. Diesen Weg hin zu Entlastungen wollen 
wir nach der Bundestagswahl durch eine Steuer-
reform entschlossen weitergehen. Die Entlastung 
der Familien und Leistungsträger ist die beste 
Methode, um unser Land schnell aus der Krise 
herauszuführen. 
 
Kinderpornografie entschlossen bekämpfen 
Kinderpornografie ist eines der abscheulichsten 
aller vorstellbaren Verbrechen. Leider steigt die 
Zahl der Nutzer stetig an. Gerade das Internet ist 

eine beliebte Plattform zur Weitergabe kinder-
pornografischer Bilder und Filme. Für uns ist 
klar: Das Internet darf kein rechtsfreier Raum 
sein! Deshalb unterstützen wir mit aller Ent-
schlossenheit unsere Familienministerin Ursula 
von der Leyen in ihrem Kampf gegen die Kin-
derpornografie. Die Blockierung von Homepa-
ges mit kinderpornografischen Darstellungen ist 
ein wichtiger Schritt hierfür. Norwegen, Däne-
mark, Schweden, Niederlande, Neuseeland, 
Schweiz, Südkorea, Kanada, Taiwan und Groß-
britannien haben diesen Weg bereits erfolgreich 
beschritten. Wir begrüßen, dass nach langem 
Zögern nun auch unser Koalitionspartner die 
Notwendigkeit dieser technischen Maßnahme 
erkannt hat. Wir wissen auch, dass dies alleine 
nicht ausreicht, um die Kinderpornografie wir-
kungsvoll zu bekämpfen. Das darf jedoch nicht 
als Vorwand dienen, auf diese Maßnahme zu 
verzichten. Wer in diesem Zusammenhang sogar 
von „Zensur“ spricht, zeigt, dass ihm die Schwe-
re der zu bekämpfenden Verbrechen nicht klar 
ist. Im Kampf gegen den Missbrauch von Kin-
dern dürfen wir nicht leichtfertig auf mögliche 
Bekämpfungsinstrumente verzichten. 
 
Zu guter Letzt: 
Deutschland ist auch in der Krise ein attrak-
tiver Wirtschaftsstandort 
Ausländische Topmanager international inves-
tierender Unternehmen gehen davon aus, dass 
Deutschland die derzeitige Wirtschaftskrise er-
folgreich bewältigen kann. Unter allen europä i-
schen Ländern hat Deutschland demzufolge die 
besten Chancen auf eine rasche Erholung. Als 
Stärken des Wirtschaftsstandorts Deutschland 
nannten die Top-Entscheider vor allem die Qua-
lität der Infrastruktur und Forschung, die Quali-
fikation der Arbeitnehmer und die soziale Stabi-
lität. Die ökonomische Bewältigung der Wie-
dervereinigung und die Arbeitsmarktreformen 
hätten überdies bewiesen, dass Deutschland 
auch schwierige Situationen meistern kann. Die 
in den vergangenen Jahren gesunkenen Lohn-
stückkosten haben zudem dazu beigetragen, den 
Lohnvorteil der Schwellenländer zu verringern. 
Insgesamt gilt Westeuropa wieder als attraktivs-
te Region für Investoren, während Osteuropa, 
Russland, Brasilien, Indien und China zurückge-
fallen sind. Im direkten Ländervergleich der 
mittelfristig attraktivsten Standorte liegt 
Deutschland dagegen weiterhin auf dem sechs-
ten Rang, während die USA, China und Indien 
ihre Spitzenposition behaupteten.  
(Quelle: Ernst & Young) 


